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Mit der Unterzeichnung des Versailler Vertrages wurde eine als Garantie der Vertragserfüllung gedachte,
auf 15 Jahre begrenzte militärische Besetzung des Rheinlandes durch die Siegermächte beschlossen. Da
dieses Rheinlandabkommen neben der Einrichtung einer gemeinsamen Oberbehörde, der Interalliierten
Rheinlandkommission, auch ein gleichzeitiges Fortbestehen der deutschen Zivilverwaltung vorsah,
ergab sich rasch ein konfliktreiches Nebeneinander unterschiedlicher Akteure und hoheitlicher Gewalten.
Das Dissertationsvorhaben erschließt diese Situation uneindeutiger Staatsgewalt am Gegenstand
von Gerichtsprozessen unter alliierter Beteiligung. Es leistet damit einen Beitrag zur Nach- und
Umsetzungsgeschichte der Pariser Friedensverträge und nimmt mit der alliierten Rheinlandbesetzung
zugleich ein bislang erstaunlich stiefmütterlich behandeltes Thema der Zwischenkriegszeit in den Blick.
Darüber hinaus will die Untersuchung Einsichten in die strukturelle (Ent-) Koppelung von Rechtsprechung
und staatlichem Gewaltmonopol zusammentragen sowie dem konstruktivistischen Charakter von
Gerichtsverfahren, ihrer inneren Logik wie ihrer externen Aufladung nachgehen.
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